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„Unsicherheit“ und „Chance“ sind Begriffe, die die spanische Europapolitik im vergange-
nen Jahr am besten beschreiben. Für zehn Monate war eine Übergangsregierung im Amt,
auf  die  katalanischen  Unabhängigkeitsbestrebungen  konnte  keine  Antwort  gefunden
werden  und  die  wichtigste  Oppositionspartei  sah  sich  mit  einer  der  größten  Krisen
konfrontiert. Mariano Rajoy erhielt zwar im Oktober 2016 ausreichend Unterstützung im
Parlament, um eine Regierung zu bilden, doch Korruptionsskandale stellten seine Person
stets infrage. Eine Erholung der Wirtschaft war zwar in Sicht, doch sind die Verschuldung
des Staatshaushalts und die Arbeitslosenquote weiterhin zu hoch. Dies sollte den Blick
eher auf innenpolitische Themen lenken. Paradoxerweise erfuhr jedoch das Thema Europa
eine nie dagewesene Prominenz in Spanien. Alle politischen Parteien positionierten sich
entweder mit oder gegen ihre EU-Partner beziehungsweise -Gegner. Vor dem Hintergrund
des EU-Austritts Großbritanniens1 versteht sich Spanien wieder als einflussreicher Partner
auf europäischer und internationaler Ebene.

Spanien im Spiegel Europas

Spanische Politiker suchten allen voran in den Nachbarländern Portugal und Frankreich
nach Anknüpfungspunkten für ihre Europapolitik. Sie setzten sich selbst mit erfolgreichen
politischen  Projekten  und  ihre  Gegner  mit  politischen  Gruppen  und  Bewegungen  in
Verbindung, die als gefährlich, zerstörend oder scheiternd galten. 

So präsentierte  sich die regierende Volkspartei  (Partido  Popular,  PP)  als  Anker  der
Stabilität und als Partei der Mitte. Rajoys Strategie sah nur zwei mögliche Wege für Spa-
nien vor: entweder seine Regierung oder Chaos. Die Siege von Mark Rutte in den Nieder-
landen und Emmanuel Macron in Frankreich wurden als Aufruf instrumentalisiert, nach
deren Vorbild für Rajoy, also für Stabilität, zu stimmen. Dabei spielte es keine Rolle, dass
weder die Partei Ruttes noch die Macrons Mitglied der Europäischen Volkspartei und ihre
größten Konkurrenten dem rechten Parteienrand zuzuordnen sind. 

Auch die Partei Ciudadanos in der Rolle des Königsmachers in der spanischen Politik
und des aufsteigenden Sterns für die europäischen Liberalen setzte auf Stabilität. In den
Vordergrund rückte sie  jedoch,  dass  liberale  Kräfte  auf  dem Vormarsch  seien.  Zudem
wurde  der  Sieg  Macrons  dahingehend  ausgelegt,  dass  die  etablierte  Politik  verjüngt
werden und Platz für neue politische Kräfte machen solle.2

Im Falle der sozialistischen Partido Socialista Obrero Español (PSOE) wurde für inner-
parteiliche Streitigkeiten Beispiel an anderen EU-Ländern genommen. 2017 war ein span-
nungsreiches Jahr, als der Generalsekretär Pedro Sánchez zunächst zum Rücktritt gedrängt
worden war, sich anschließend jedoch mit einem Sieg bei den außerordentlichen Vorwah-
len zurückmeldete.  Für das „pro Sánchez“-Lager,  das  dialogbereit  gegenüber Podemos

* Übersetzt aus dem Englischen von Julia Klein und Johannes Weiß.
1 Siehe auch den Beitrag „Brexit“ in diesem Buch.
2 F.J. Calero: Albert Rivera y Emmanuel Macron, tan parecidos, tan distintos, in: ABC, 30.4.2017.
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und anderen linken Parteien schien, diente Portugal als „Quelle der Inspiration“. Obwohl
die portugiesischen Sozialisten nur zweitstärkste Kraft im Parlament sind, konnten sie mit
Unterstützung anderer  linker  Parteien  dennoch  eine  Regierung bilden.  Die  unerwartet
positive Entwicklung der portugiesischen Wirtschaft ließ dieses Vorbild noch attraktiver
erscheinen. Widersacher Sánchez´ verglichen ihn eher  mit  Benoît  Hamon,  der  bei  den
französischen Präsidentschaftswahlen lediglich auf den fünften Platz kam.

Das linke Bündnis Podemos und ihr Vorsitzender Pablo Iglesias unterstützten Jean-Luc
Melenchon und dessen Bewegung „La France insoumise“. Dass sich jedoch diese Bewe-
gung nach ihrer  Wahlniederlage nicht  zu einer  Empfehlung Macrons und damit  gegen
Marine Le Pen durchringen konnte,  wurde von den politischen Kontrahenten Podemos
schnell dazu genutzt, die Partei als populistisch zu dequalifizieren.

Brexit, Gibraltar und Schottland

Dem Thema Brexit wurde von Anfang an eine innenpolitische Brille aufgesetzt. Zwischen
dem Brexit-Votum am 23. Juni 2016 und den spanischen Parlamentswahlen am 26. Juni
2016 lagen gerade einmal drei Tage. Daher konnten Umfragen kaum nachweisen, dass das
britische Referendumsergebnis Einfluss auf das Wahlverhalten der SpanierInnen hatte, die
sich dabei kaum nach einer europäischen oder internationalen Agenda ausrichten würden.
Jedoch  traf  das  Brexit-Votum  den  spanischen  Finanzmarkt  schwer:  Die  Aktienkurse
sanken an einem einzigen Tag um zwölf Prozentpunkte.3 Die EU-weite Verunsicherung
machte sich daher auch in Spanien bemerkbar. Es wurde vermutet, dass die WählerInnen
deswegen konservativer als noch vor sechs Monaten abstimmt hätten. 

Gibraltar und Schottland waren die beiden anderen Verbindungen zwischen dem Brexit
und der spanischen Politik. Der spanische Außenminister José Manuel García-Margallo
wiederholte nur einen Tag nach dem Referendum seinen Vorschlag, als Zwischenschritt die
Souveränität  Gibraltars zwischen Spanien und dem Vereinigten Königreich zu teilen, bis
sie dann endgültig an Spanien (als EU-Mitglied) übergehen würde. Dadurch flammten die
Spannungen  zwischen  Madrid  und  London  erneut  auf,  als  Theresa  May die  britische
Austrittsmitteilung ohne Erwähnung Gibraltars  nach Brüssel  sandte.  Dennoch fand das
Thema Gibraltar auf Wirken Rajoys als Bedingung für den Erfolg der Verhandlungen mit
dem Vereinigten Königreich Eingang in die Leitlinien des Europäischen Rates.4 Angesichts
dessen wurde im Vereinigten Königreich mit militärischen Auseinandersetzungen gedroht,
die mit dem Falklandkrieg von 1982 verglichen wurden.

Zudem ließ die spanische Regierung verlautbaren, dass mit dem Brexit auch Schottland
die Europäische Union verlassen werde. Dies war eine klare Ansage an Katalonien.5 Doch
nachdem der Karrierediplomat und Brüssel-Experte Alfonso Dastis García Margallos als
Außenminister ablöste, änderte sich der Ton in dieser Frage: Beides sei nicht miteinander
vergleichbar und Madrid werde einem Beitrittsgesuch Schottlands nicht im Wege stehen.6

Im März 2017 wurde ein interner Regierungsbericht öffentlich, in dem negative Auswir-
kungen des Brexit, allen voran für die Landwirtschaft, Fischerei, den Automobilsektor und
Tourismus, prognostiziert wurden.7 Unter diesen Vorzeichen befürwortete die Regierung

3 Fernando Heller: Will Brexit influence the Spanish election?, in: Euractiv.com, 24.6.2016.
4 Europäischer Rat: Leitlinien im Anschluss an die Mitteilung es Vereinigten Königreichs gemäß Artikel 50

EUV, Dok. EUCO XT 20004/17. 
5 Tobias Buck: Rajoy dashes Scottish hopes of EU membership, in: Financial Times, 29.6.2016.
6 Jennifer Rankin: Spain drops plan to impose veto if Scotland tries to join EU, in: The Guardian, 2.4.2017.
7 Claudi Pérez: Madrid warns of “negative consequences” of Brexit on Spain, in: El País, 10.3.2017.
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einen „weichen Brexit“ und betonte die Notwendigkeit, die Rechte der in Spanien leben-
den  BritInnen  und  in  Großbritannien  lebenden  SpanierInnen  zu  schützen.  Ein  Vorteil
bestehe  aber  im möglichen  Umzug der  Europäischen  Arzneimittelagentur  (EMA)  von
London nach Barcelona. 

Rückkehr auf europäischem Parkett

Seit spätestens 2010 stellt sich in der spanischen Wissenschaft und Politik wiederholt die
Frage, wieso Spaniens Außenpolitik hinter den Erwartungen zurückbleibt und Madrid sich
in Europa nicht stärker engagiere.8 Im vergangenen Jahr erklärten zwei Seiten derselben
Medaille die unterschiedlichen Verhaltensweisen Rajoys vor und nach seiner Wiederwahl.

Zur Zeit der Übergangsregierung bis Ende Oktober 2016 war Spanien so gut wie abwe-
send in allen europäischen Debatten. Rajoy war weder im August 2016 zum informellen
Treffen der Regierungschefs Deutschlands, Frankreichs und Italiens auf Ventotene gela-
den, noch nahm er am EU-Gipfel der Mittelmeeranrainerstaaten im September 2016 teil,
obwohl auf beiden die Zukunft der Europäischen Union nach dem Brexit diskutiert wurde.
Mit seiner Wiederwahl begann Madrid einen proeuropäischen Kurs einzuschlagen und in
die vordersten Reihen europäischer Politik zurückzukehren. Rajoy nahm wieder an zwei
wichtigen Gipfeltreffen teil: Im November 2016 in Berlin, als die Staats- und Regierungs-
chefs Deutschlands, Frankreichs, Italiens, Spaniens und Großbritanniens Barack Obama zu
seinem letzten offiziellen Besuch in Europa empfingen, und im März 2017 in Versailles,
als François Hollande Angela Merkel,  Paolo Gentiloni und Rajoy einlud, um über die
Zukunft  Europas anlässlich des Jubiläums 60 Jahre Römische Verträge zu reflektieren.
Dort hob Rajoy die Notwendigkeit hervor, effektiver auf die Bedürfnisse der BürgerInnen
in Bezug auf Wirtschaft, Migration, innere Sicherheit und den Kampf gegen den Terroris-
mus einzugehen und die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik zu stärken.9 

Für Deutschland war Spanien ein Musterschüler, der vor allem in der Wirtschafts- und
Verteidigungspolitik den deutschen Vorschlägen folgte. Nach der Wahl Macrons näherte
sich  Rajoy jedoch  den  wirtschaftlichen  Ideen  Frankreichs  an,  die  unter  anderem eine
Neuordnung der Eurozone vorsahen. Um die spanische Wirtschaft zu konsolidieren, sieht
es  Madrid  für  notwendig  an,  ein  Krisen-Budget,  eine  europäische  Arbeitslosen-
versicherung und Eurobonds einzuführen sowie die Bankenunion zu vollenden.10

Spaniens Außenpolitik

Die Wahl Donald Trumps zum US-Präsidenten sorgte für Aufsehen in Europa und in der
internationalen Politik. Manche sahen darin die Chance, Spanien für Washington attrakti-
ver zu machen, da dessen traditioneller Verbündeter, das Vereinigte Königreich, die Euro-
päische  Union  verlassen  wird.  Die  bilateralen  Beziehungen  intensivierten  sich  zwar,
jedoch wird es Madrid kaum gelingen, der Forderung Washingtons, mindestens 2 Prozent
des Bruttoinlandsproduktes (BIP) für Verteidigung auszugeben, nachzukommen. Im Jahr
2016 betrugen diese Ausgaben weniger als 1 Prozent des BIP.11 

8 Judy Dempsey’s Strategic Europe: Judy Asks: Is Spain’s Foreign Policy Underperforming?, 26.10.2016,
abrufbar unter: http://carnegieeurope.eu/strategiceurope/?fa=64953 (letzter Zugriff: 10.7.2017).

9 Prime Minister Office: The future of EU consists of “offering response to challenges and uncertainties” it
faces,  states Mariano Rajoy, 6.3.2017,  abrufbar unter:  http://www.lamoncloa.gob.es/lang/en/presidente/
news/Paginas/2017/20170306-vesailles.aspx (letzter Zugriff: 26.5.2017).

10 Claudi Pérez: Spain wants new rules for a complete overhaul of the euro zone, in: El País. 15.5.2017.
11 Pablo Partdo: España doblará su gasto en defensa en siete años, in: El Mundo, 23.3.2017.
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Spanien versuchte auch zu einem weiteren schwierigen Partner gute Beziehungen zu
unterhalten: der Türkei. Madrid sprach sich für milde bis gar keine Reaktionen auf die
kontroversen Maßnahmen des Staatspräsidenten Recep Tayyip Erdoğan nach dem geschei-
terten Militärputsch aus und verzichtete im Gegensatz zu anderen europäischen Regierun-
gen darauf, Stellung im Streit zwischen der Türkei und den Niederlanden im März 2017 zu
beziehen. Dies traf jedoch auf innenpolitischen Widerstand. So waren die Oppositionspar-
teien wesentlich kritischer, sie bezeichneten etwa die Erklärung EU-Türkei als unmora-
lisch  und  illegal.  Die  Migrationskrise  wurde  zu  einem  der  wenigen  außenpolitischen
Themen, die die spanische Bevölkerung bewegte, wie beispielsweise eine Demonstration
in Barcelona mit rund 160.000 Teilnehmenden zeigte.12 

Mit Blick auf den Mittelmeerraum und Lateinamerika, die beiden traditionellen Interes-
sensgebiete spanischer Außenpolitik, lag der Fokus auf guten nachbarschaftlichen Bezie-
hungen. Unter allen südlichen Nachbarn ist Marokko stets der wichtigste Partner, insbe-
sondere  aufgrund  der  Zusammenarbeit  zur  Eindämmung  von  Migration  sowie  zur
Bekämpfung von organisierter Kriminalität und Terrorismus. Daher war man in Spanien
beunruhigt, als sich die EU-Beziehungen mit Marokko verschlechterten. Allen voran das
Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union, dass das Gebiet Westsahara nicht Teil
Marokkos sei, rief Spannungen hervor. Spanien versuchte aktiv, diese abzubauen.

In Lateinamerika versuchte Madrid, sich den veränderten politischen Gegebenheiten,
die mit dem Einflussverlust des sogenannten „bolivianischen Lagers“ einhergingen, anzu-
passen. Die Beziehungen zur venezolanischen Regierung waren aufgrund von Repressio-
nen  gegenüber  Demonstranten  sowie  Verhaftungen  von  Oppositionsmitgliedern  ange-
spannt.  José  Luis  Rodríguez  Zapatero  wurde  als  EU-Gesandter  beauftragt,  einen
Kompromiss zwischen der Regierung Maduro und der Opposition herzustellen, scheiterte
aber.  Podemos wurde zudem für ihre Unterstützung der  Regierung Maduro von Rajoy
kritisiert.  Im Gegensatz dazu wurde der Wahlsieg Mauricio Macris in Argentinien von
Rajoy begrüßt. Der Staatsbesuch Macris in Spanien im Februar 2017 diente als Gelegen-
heit, die argentinisch-spanische Freundschaft zu erneuern.

Ob sich die Hinwendung Spaniens zur europäischen Politik in nachhaltige Allianzen
und politisches Unternehmertum übersetzen wird, muss sich noch zeigen. Für den Moment
versucht Spanien das Vakuum, das durch den Brexit, aber auch durch die eigene Abwesen-
heit Spaniens entstand, zu füllen. In den vergangenen Jahren war Spaniens außenpoliti-
sches Profil aufgrund innenpolitischer Krisen unterentwickelt. Dies zu ändern war 2017
Teil der Strategie Rajoys. Bleibt nur die Frage, ob Europa lediglich ein taktisches Manöver
oder tatsächlich eine strategische Wahl für Madrid ist.
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